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Teilnehmerinnen und Teilnehmer: 

Ausschussmitglieder: 

1. Abg. Andrea Schröder-Ehlers (SPD), Vorsitzende (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

2. Abg. Christoph Bratmann (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

3. Abg. Dunja Kreiser (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

4. Abg. Wiebke Osigus (SPD) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

5. Abg. Ulf Prange (SPD) 

6. Abg. Sebastian Zinke (SPD) 

7. Abg. Thomas Adasch (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

8. Abg. Christoph Eilers (i. V. d. Abg. Volker Meyer) (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

9. Abg. Dr. Esther Niewerth-Baumann (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

10. Abg. Thiemo Röhler (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

11. Abg. Marcel Scharrelmann (CDU) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

12. Abg. Eva Viehoff (i. V. d. Abg. Helge Limburg) (GRÜNE) 

13. Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Ministerialrat Wiesehahn. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Parlamentsrat Dr. Oppenborn-Reccius (Mitglied) (per Videokonferenztechnik zugeschaltet), 

Ministerialrat Dr. Miller. 

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektor Weemeyer, Stenografischer Dienst.  

 

 

Sitzungsdauer: 10.32 Uhr bis 11.24 Uhr. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

 

Billigung von Niederschriften 

Bei Stimmenthaltung des Abg. Eilers billigte der 

Ausschuss einstimmig die Niederschrift über die 

64. Sitzung. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Entwurf eines Gesetzes zur Anerkennung wei-

terer Opfergruppen der Nationalsozialisti-

schen Gewaltherrschaft sowie zur Streichung 

des Begriffes „Rasse“ 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/6116 

direkt überwiesen am 18.03.2020 

federführend:  AfRuV;  

mitberatend:  AfHuF 

zuletzt behandelt in der 49. Sitzung am 

06.05.2020 

 

Auf Bitten des Ausschussmitgliedes der Fraktion 

der Grünen setze der Ausschuss diesen Punkt 

von der Tagesordnung ab. 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06116.pdf
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Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Gesetzes über Verordnun-

gen und Zuständigkeiten 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/8445 

direkt überwiesen am 02.02.2021 

AfRuV 

Beginn der Beratung: 64. Sitzung am 03.02.2021 

 

Fortsetzung der Beratung 

MR Dr. Miller (GBD) erinnerte an seine Ausfüh-

rungen in der 64. Sitzung am 3. Februar 2021.  

Er teilte mit, dass der Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienst sich inzwischen mit der Staatskanzlei 

über fünf Fragen ausgetauscht habe:  

Erstens sei es um die Frage gegangen, ob das 

Rechtsstaatsprinzip eine Alternative zum Inter-

net fordere, insbesondere für Bürger ohne Com-

puter. 

Hierzu führte Herr Dr. Miller aus, in Brandenburg 

und auf Bundesebene gebe es Regelungen, die 

Bürgern das Recht gäben, gegen angemessenes 

Entgelt Ausdrucke von im Internet verkündeten 

Regelungen anzufordern. Im Schrifttum werde ei-

ne solche Möglichkeit vereinzelt auch für erforder-

lich gehalten. In der obergerichtlichen Rechtspre-

chung finde sich diese Meinung jedoch nicht wie-

der.  

Das Niedersächsische Kommunalverfassungsge-

setz ermögliche eine Verkündung von Satzungen 

im Internet und gebe jedermann das Recht, die 

Satzungen bei der Verwaltung einzusehen. 

Die Staatskanzlei halte ein Recht auf Ausdruck 

für verfassungsrechtlich nicht erforderlich. Sie 

verweise darauf, dass die elektronische Verkün-

dung viel mehr Menschen erreiche als das ge-

druckte Gesetz- und Verordnungsblatt, das in ei-

ner Auflage von 1 950 Stück erscheine. Zudem 

hätten Brandenburg und der Bund vollständig auf 

eine elektronische Verkündung umgestellt, wäh-

rend der Gesetzentwurf vorsehe, im Internet ver-

kündete Verordnungen alsbald auch im gedruck-

ten Gesetz- und Verordnungsblatt zu veröffentli-

chen. Für im Internet erfolgte Eilverkündungen 

sähen auch die Regelungen anderer Bundeslän-

der keine Bereitstellung in Papierform vor. 

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst halte 

diese Darlegungen der Staatskanzlei für über-

zeugend. Es stehe dem Gesetzgeber frei, eine 

Regelung zu Ausdrucken zu treffen. Wenn dies 

nicht geschehe, entstehe allenfalls ein sehr ge-

ringes verfassungsrechtliches Risiko. 

* 

Abg. Christoph Eilers (CDU) warf ein, ihm sei 

soeben vom Abg. Röhler fernmündlich mitgeteilt 

worden, dass es ihm und weiteren Abgeordneten 

noch nicht gelungen sei, sich in die Videokonfe-

renz einzuschalten. 

Der Ausschuss unterbrach daraufhin die Sitzung 

von 10.39 Uhr bis 10.46 Uhr. Nach der Unterbre-

chung nahmen auch die Abgeordneten Röhler 

und Osigus per Videokonferenz an der Sitzung 

teil. 

* 

MR Dr. Miller (GBD) ging sodann auf die zweite 

Frage ein: warum der Gesetzentwurf vorsehe, in 

Satz 2 eine allgemeine, Corona-unabhängige 

Regelung für Gefahr im Verzug zu treffen, ob-

wohl dieses Kriterium laut Begründung „zu Be-

gründungsaufwand und letztlich zu Rechtsrisiken“ 

führe. 

Der Referent des GBD legte hierzu dar, dass der 

Begriff der „Gefahr im Verzug“ bereits in Verkün-

dungsregelungen des Bundes und einiger weni-

ger Bundesländer enthalten sei, aber vor allem 

aus dem Strafprozess-, Polizei- und Vollzugsrecht 

bekannt sei. 

Die Staatskanzlei habe keine konkreten Anwen-

dungsfälle benannt, in denen die Möglichkeit der 

Eilverkündung einer Verordnung wegen Gefahr 

im Verzug benötigt würde. 

Aus Sicht des GBD komme eine Eilverkündung 

wegen Gefahr im Verzug möglicherweise für Ver-

ordnungen nach dem Tiergesundheitsgesetz zum 

Schutz von Tierbeständen vor Tierseuchen infra-

ge. Denkbar sei eine Eilverkündung auch bei 

Verordnungen, die das Ministerium für Inneres 

und Sport nach dem Polizei- und Ordnungsbe-

hördengesetz zur Abwehr abstrakter Gefahren für 

die öffentliche Sicherheit oder Ordnung erlasse. 

Dies seien aber lediglich Vermutungen. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08445.pdf
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Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst könne 

den Anwendungsbereich des Satzes 2 und mög-

liche Probleme in der kurzen Zeit, die in diesem 

Verfahren zur Verfügung stehe, schwer überbli-

cken. Er könne in der Kürze auch keine bessere 

Formulierung vorschlagen. 

Wie dringlich das Regelungsbedürfnis sei, sei ei-

ne Frage der politischen Einschätzung. In den 

vergangenen Jahrzehnten habe es allerdings of-

fenbar kein dringendes Bedürfnis für eine solche 

Regelung gegeben. Auch habe die Landesregie-

rung in ihrem Gesetzentwurf einen weiteren, um-

fangreicheren Gesetzentwurf zur Änderung des 

Gesetzes über Verordnungen und Zuständigkei-

ten angekündigt, in dessen Rahmen man die vor-

geschlagene Regelung näher prüfen könnte. 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) schloss sich den 

Bedenken an, die der Abg. Limburg in der letzten 

Sitzung geäußert hatte, und unterstützte dessen 

Anregung, auf die Einfügung des Satzes 2 vorerst 

zu verzichten und darüber in einem weiteren Ge-

setzgebungsverfahren zu beraten. 

MR Weißer (StK) räumte ein, er sehe derzeit kei-

nen akuten Bedarf für die Möglichkeit einer Eil-

verkündung wegen Gefahr für Verzug. Ein rechtli-

ches Risiko sei mit einer solchen Regelung je-

doch nur verbunden, wenn man unter den Begriff 

„Gefahr im Verzug“ Sachverhalte subsumiere, für 

die eine solche Regelung nicht vorgesehen sei.  

Zum Beispiel bei Gefahren für die Tiergesundheit 

könne aber durchaus Gefahr im Verzug vorliegen. 

Eine Eilverkündung von Verordnungen im Internet 

sei dann aber nur möglich, wenn das Gesetz eine 

solche Möglichkeit schon vorsehe. Wenn bereits 

eine Tierseuche aufgetreten sei und Gefahr im 

Verzuge bestehe, werde der Landtag das Gesetz 

über Verordnungen und Zuständigkeiten mit Si-

cherheit nicht mehr rechtzeitig ändern können. 

Zudem werde die Landesregierung den angekün-

digten weiteren Gesetzentwurf zur Änderung des 

Gesetzes über Verordnungen und Zuständigkei-

ten voraussichtlich nicht in den nächsten zwölf 

Monaten vorlegen. 

Der Vertreter der Staatskanzlei wies darauf hin, 

dass auch bei vielen Verordnungen nach dem In-

fektionsschutzgesetz Gefahr im Verzuge vorliege. 

Das gelte allerdings nur für Verordnungen, mit 

denen Maßnahmen verhängt werden sollten, 

nicht für solche, die Lockerungen vorsähen. Weil 

in beiden Fällen eine Eilverkündung möglich sein 

solle, sehe der Gesetzentwurf für Verordnungen 

nach dem Infektionsschutzgesetz nicht das Erfor-

dernis der Gefahr im Verzuge vor. 

Abg. Ulf Prange (SPD) fragte, ob dem Satz 2 ein 

rechtliches Risiko innewohne, das über die Frage 

hinausgehe, ob bei der zunächst nur im Internet 

verkündeten Verordnung tatsächlich Gefahr im 

Verzuge vorgelegen habe. 

MR Dr. Miller (GBD) antwortete, ein Risiko be-

stehe jedenfalls, wenn der Begriff „Gefahr im Ver-

zug“ überdehnt werde. Im Übrigen vermöge der 

GBD bislang kein manifestes Rechtsrisiko zu er-

kennen. Allerdings könne er in Ermangelung von 

Beispielsfällen den Anwendungsbereich der Re-

gelung auch nur schwer überblicken. 

Abg. Ulf Prange (SPD) sprach sich daraufhin da-

für aus, den Satz 2 im Gesetzentwurf zu belas-

sen, um für unvorhergesehene Fälle vorbereitet 

zu sein. Er empfahl der Landesregierung jedoch, 

von dieser Möglichkeit sparsam Gebrauch zu ma-

chen, nämlich nur in Fällen, in denen tatsächlich 

Gefahr im Verzuge bestehe, wie sie in der Recht-

sprechung definiert worden sei, und nicht in Fäl-

len andersartiger Eilbedürftigkeit. 

Auf eine Frage der Vors. Abg. Andrea Schröder-

Ehlers (SPD) hin erklärte Abg. Dr. Marco Gen-

the (FDP), eine Streichung des Satzes 2 bean-

trage er nicht. Die Geschwindigkeit des Gesetz-

gebungsverfahrens habe ihn zwar zögern lassen, 

aber grundsätzlich sei die Möglichkeit einer digita-

len Verkündung richtig, vor allem wenn vorge-

schrieben sei, die Verkündung im gedruckten Ge-

setz- und Verordnungsblatt nachzuholen. Ent-

scheidend sei, dass der Bürger sich über den In-

halt der Verordnungen unterrichten könne. 

Als dritten Punkt sprach MR Dr. Miller (GBD) die 

Frage an, warum im Gesetzentwurf der Begriff 

„Ersatzverkündung“ gewählt worden sei. 

Hierzu sagte der Vertreter des GBD, dass dieser 

Begriff im niedersächsischen Recht bislang nur im 

Kommunalverfassungsgesetz vorkomme. Dort sei 

die Möglichkeit vorgesehen, Pläne, Karten oder 

Zeichnungen, die Bestandteil einer Satzung sei-

en, ersatzweise an anderer Stelle zugänglich zu 

machen. Eine Nachholung der Verkündung dieser 

Unterlagen an der eigentlich vorgesehenen Stelle 

sei dabei nicht vorgeschrieben. 

Eilbedürftige Verkündungen, die alsbald an der 

üblichen Stelle zu wiederholen seien, würden in 
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anderen Bundesländern als Notverkündungen 

bezeichnet.  

Die Staatskanzlei habe diesen Hinweis aufgegrif-

fen und schlage nun vor, im Gesetzentwurf den 

Begriff „Ersatzverkündung“ in den Sätzen 1, 4 und 

5 durch den Begriff „Eilverkündung“ zu ersetzen. 

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst begrü-

ße diesen Vorschlag, erklärte Herr Dr. Miller. 

Bei Stimmenthaltung der Vertreterin der Frak-

tion der Grünen stimmte der Ausschuss ein-

stimmig dieser Änderung zu. 

MR Dr. Miller (GBD) kam viertens auf die Frage 

zu sprechen, wann eine im Internet verkündete 

Verordnung in Kraft trete. 

Dazu legte er dar, gemäß Artikel 45 Abs. 3 der 

Niedersächsischen Verfassung solle jede Verord-

nung den Tag des Inkrafttretens bestimmen. 

Fehle eine solche Bestimmung, so trete sie „mit 

dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an 

dem das Gesetz- und Verordnungsblatt ausgege-

ben worden ist“. 

Der Vertreter der GBD betonte, diese Regelung 

gelte auch für Verordnungen, die zunächst nur im 

Internet verkündet würden. Wenn also dort eine 

Bestimmung zum Inkrafttreten fehlen würde, dann 

träte die Verordnung erst zwei Wochen nach 

Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblatts in 

Kraft, in der die Verordnung abgedruckt worden 

sei. Im Fall einer Eilverkündung sei also beson-

ders wichtig, in der Verordnung eine Regelung 

zum Inkrafttreten zu treffen. 

Als fünften und letzten Punkt nannte Herr Dr. Mil-

ler die Frage, woran der Rechtsanwender den 

Tag der Eilverkündung erkennen könne. Wegen 

der rechtsstaatlichen Anforderungen müsse das 

Datum nämlich festgestellt werden können. 

Dazu habe die Staatskanzlei mitgeteilt, dass vor-

gesehen sei, den Tag der Eilverkündung – also 

der Bereitstellung der Verordnung im Internet – 

auf dem elektronischen Dokument in einem Text-

feld zu vermerken.  

Eine solche Vorgehensweise reiche aus Sicht des 

GBD aus. Eine gesetzliche Regelung dieses 

Punktes sei denkbar, aber wohl nicht erforderlich, 

zumal einziger Normadressat die Amtsblattstelle 

der Staatskanzlei wäre. 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den Ge-

setzentwurf mit der beschlossenen Änderung der 

Sätze 1, 4 und 5 anzunehmen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, FDP  

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  GRÜNE 

Berichterstattung (mündlicher Bericht):   

Abg. Adasch. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum 

Bundesmeldegesetz sowie zur Änderung des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-

setzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/8413 

direkt überwiesen am 29.01.2021 

federführend:  AfIuS;  

mitberatend:  AfRuV 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des 

federführenden Ausschusses (Annahme in der 

Fassung der Vorlage 1) 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) berichtete, 

der Ausschuss für Inneres und Sport habe die 

Beschlussempfehlung in seiner gestrigen 100. 

Sitzung einstimmig gefasst.  

Er stellte dem Ausschuss die Formulierungsvor-

schläge und Anmerkungen des Gesetzgebungs- 

und Beratungsdienstes vor, die in der Vorlage 1 

niedergelegt sind. 

Wortmeldungen ergaben sich im Übrigen zu fol-

genden Regelungen: 

 

Artikel 1 –  Änderung des Niedersächsischen 

Ausführungsgesetzes zum Bundes-

meldegesetz 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) erkundigte sich, 

ob zu diesem Artikel die Landesbeauftragte für 

den Datenschutz angehört worden sei. 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) antworte-

te, im parlamentarischen Verfahren sei die Lan-

desbeauftragte nicht angehört worden. 

MR’in Otto (MI) fügte hinzu, ihr sei auch nicht be-

kannt, inwieweit eine Beteiligung der Landesbe-

auftragten stattgefunden habe. 

 

Artikel 2 –  Änderung des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes 

Nr. 1: § 80 – Wahl, Amtszeit 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) fragte, in welchen 

Fällen ein Hauptverwaltungsbeamter von der vor-

gesehenen Regelung Gebrauch machen könnte. 

MR Steinmetz (MI) legte dar, der vorgeschlagene 

neue Absatz 11 führe die auslaufende Synchroni-

sierungsregelung in Absatz 10 fort. Er solle es – 

wie bisher der Absatz 10 – ermöglichen, die 

Amtszeit eines Hauptverwaltungsbeamten abzu-

kürzen. Durch diese Regelung solle die laufende 

Synchronisierung der Amtszeiten der Hauptver-

waltungsbeamten mit den Wahlperioden der Ver-

tretungen beschleunigt werden. 

Zunächst sei geplant gewesen, den Absatz 11 im 

Rahmen einer anstehenden größeren Novelle in 

das Kommunalverfassungsgesetz einzufügen. 

Auf Bitten der kommunalen Spitzenverbände solle 

die Regelung vorab beschlossen werden, um 

Hauptverwaltungsbeamten, die vor der Frage 

stünden, ob sie für eine weitere Amtszeit antreten 

sollten, Planungssicherheit geben. Denn nach 

den bisherigen Regelungen könne die Amtszeit 

eines Hauptverwaltungsbeamten, dessen Wahl 

erst nach den allgemeinen Kommunalwahlen 

2021 anstehe, bis 2031 reichen. Die Regelung 

ermögliche ein Ende der Amtszeit schon zu den 

allgemeinen Kommunalwahlen 2026. 

 

Nr. 2: § 182 –  Sonderregelungen für epidemi-

sche Lagen 

ParlR Dr. Oppenborn-Reccius (GBD) wies auf 

den in der Stellungnahme der Arbeitsgemein-

schaft der kommunalen Spitzenverbände (Vorla-

ge 2) enthaltenen Wunsch hin, Absatz 2 Satz 2 

neu zu formulieren. Der Satz betreffe die Veröf-

fentlichung von Beschlüssen der Vertretung, die 

wegen einer epidemischen Lage im Umlaufver-

fahren gefasst worden seien. 

Die kommunalen Spitzenverbände schlügen vor, 

die jetzige Formulierung 

„Die Beschlüsse … sind unverzüglich zu veröf-

fentlichen, soweit nicht im Einzelfall aus Grün-

den des öffentlichen Wohls oder zur Wahrung 

berechtigter Interessen Einzelner etwas ande-

res beschlossen wird“ 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08413.pdf
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durch die Formulierung 

„Die Beschlüsse … sind unverzüglich zu veröf-

fentlichen, soweit ____ im Einzelfall aus Grün-

den des öffentlichen Wohls oder zur Wahrung 

berechtigter Interessen Einzelner nichts ande-

res gilt“ 

zu ersetzen. 

Aus der neuen Formulierung gehe allerdings nicht 

hervor, wer wie darüber entscheide, ob „nichts 

anderes gilt“. Sie sei daher nach Auffassung des 

GBD nicht praktikabel.  

Der federführende Ausschuss habe sich dieser 

Ansicht angeschlossen und sei der Bitte der 

kommunalen Spitzenverbände nicht gefolgt. 

 

Beschluss 

Auf Antrag des Abg. Thomas Adasch (CDU) 

schloss der Ausschuss sich der Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses an, den 

Gesetzentwurf in der Fassung der Vorlage 1 an-

zunehmen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP  

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

*** 




